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Sapperlot 
Es muffelt mal wieder gewaltig. 
Und damit meine ich nicht die Düfte 
der Menschen, sondern ihre Launen. 
Ja, ich gebe zu, auch ich bin ab und zu 
ein (Morgen-)Muffel, aber – und jetzt 
kommt wirklich ein grosses Aber: Ich 
grüsse andere dennoch. Immerhin 
können die nichts dafür, dass ich 
schlecht geschlafen habe oder mit 
dem falschen Fuss aufgestanden bin. 
Also kann ich es nicht verstehen, 
wenn man für ein «Guten Morgen» 
keinerlei Reaktion bekommt oder 
man gar gänzlich ignoriert wird. Boah 
ey! Nein, nein und nochmals nein. 
Das mag ich überhaupt nicht – und 
habe keinerlei Verständnis dafür. 
Denn jeder weiss, dass es solche Tage 
gibt, aber auch, dass sie irgendwann 
zu Ende gehen und am nächsten ein 
neuer, ganz bestimmt besserer Tag 
wartet. Also ringt euch durch, wenigs-
tens für ein «Morgen!» – auch wenn es 
kein guter ist. Und allen Leserinnen 
und Lesern, egal ob Morgenmuffel, 
gut gelaunt oder nicht – einen schönen 
guten Morgen! Bianca Cortese

Mieterinnen und Mieter können 
sich ihre Wohnungen gut leisten 
Der Erwerb im Land sei genügend hoch, auch bei Haushalten mit niedrigem Einkommen, besagt eine Analyse. 

Valeska Blank 
 
3,5-Zimmer-Wohnung in Vaduz: 2680 
Franken. 4,5-Zimmer-Wohnung in 
Nendeln: 2690 Franken. Attikawoh-
nung in Schaan: 3390 Franken. Das 
sind drei aktuelle Mietangebote auf 
dem Portal immoboerse.li. Sie liegen 
im oberen Preisbereich – und doch gibt 
es offenbar Menschen im Land, die 
sich solche Mieten problemlos leisten 
können.  

Das gilt natürlich nicht für alle. 
Aber generell scheint es dem Grossteil 
der Einwohnerinnen und Einwohner 
keine grosse Mühe zu bereiten, ihre 
Mietkosten finanziell zu tragen – 
zumin dest in der Kategorie der 3,5- 
und 4,5-Zimmer-Wohnungen. Das 
zeigt eine Analyse der Stiftung Zu-
kunft.li. Demnach sind die Löhne in 
Liechtenstein in den letzten Jahren im 
Durchschnitt stärker gestiegen als die 

Mieten. Als gut tragbar gilt ein Objekt, 
wenn sein Preis nicht höher ist als 30 
Prozent des Haushaltseinkommens. 
Wirft man einen Blick auf den mittle-
ren steuerlichen Erwerb, ist das bei 
3,5- und 4,5-Zimmer-Wohnungen der 
Fall: Ihre Bruttomietkosten über-
schreiten die 30-Prozent-Schwelle 
nicht, schreibt die Stiftung Zukunft.li. 

Die magische Grenze wird auch 
mit tiefem Lohn nicht geknackt 
Grundlage für dieses Fazit sind die An-
gebotsmieten von 150 Wohnungen auf 
liechtensteinischen Immobilien-Web-
sites im Januar 2023 – sprich die 
Mieten auf dem Markt. Die Spann -
weite der Preise für Wohnungen mit 
3,5 Zimmern bewegte sich zu diesem 
Zeitpunkt zwischen 1270 und 2690 
Franken. Die Mieten für 4,5 Zimmer 
lagen zwischen 1450 und 3850 Fran-
ken. Für den Vergleich mit dem Geld, 

das den Haushalten zur Verfügung 
steht, wurde der mittlere steuerliche 
Erwerb von 3- und 4-Personen-Haus-
halten aus dem Jahr 2020 herangezo-
gen; dieser belief sich auf 131 800 bis 
149 300 Franken.  

Gemäss diesen Daten sind die 
Wohnungen nicht nur für normal Ver-
dienende gut leistbar, sondern auch 
für Haushalte mit tieferen Einkom-
men: «Der Mietpreis für eine 3,5- oder 
eine 4,5-Zimmer-Wohnung liegt so-
wohl für den Median-Haushaltserwerb 
als auch für das erste Quartil deutlich 
unter der Schwelle von 30 Prozent», 
hält die Stiftung Zukunft.li fest. Im  
ersten Quartil ist das unterste Viertel 
der Einkommen abgebildet.  

Stand heute dürfte die Lage sogar 
noch etwas komfortabler sein. Die Ta-
rifverhandlungen für das laufende Jahr 
liessen vermuten, dass die Löhne in di-
versen Branchen aktuell höher liegen 

als im Jahr 2020, heisst es in der Ana-
lyse. Daher könne es sein, dass der An-
teil der Mietkosten im Verhältnis zum 
Erwerb eher überschätzt werde. Die 
aktuelle Preisentwicklung – etwa die 
steigenden Nebenkosten – dürfte die 
Belastung andererseits wieder erhö-
hen. Unterm Strich werde der Anteil, 
den die Miete am Haushaltserwerb 
ausmacht, aber «deutlich unter 30 
Prozent» bleiben. 

Mieterschaft erwartet hohes 
Niveau – und kann es auch zahlen 
Wie eine Befragung von Marktprofis 
zeigt, haben Mieterinnen und Mieter 
in Liechtenstein hohe Ansprüche an 
ihre Wohnung, etwa an die Sanitäran-
lagen, Küchen oder Bodenbeläge. «Al-
les in allem sind diese im Vergleich zur 
Schweiz höheren Ansprüche auch für 
viele leistbar», sagt Thomas Lorenz, 
Geschäftsführer von Zukunft.li. 3 

Frank Haun wird Leiter 
der Staatsanwaltschaft 

Frank Haun wird der neue Leiter  
der Liechtensteinischen Staatsanwalt-
schaft, das hat die Regierung an ihrer 
Sitzung vom Dienstag beschlossen. Er 
tritt damit die Nachfolge von Robert 
Wallner an, der im Herbst in den Ru-
hestand treten wird.  

Frank Haun studierte Rechtswis-
senschaften an der Leopold-Franzens-
Universität in Innsbruck und ist seit 
dem Jahr 2000 als Staatsanwalt bei 
der Liechtensteinischen Staatsanwalt-
schaft tätig. Seit 2010 bekleidet er das 
Amt als Stellvertreter des bisherigen 
Leiters der Staatsanwaltschaft. Frank 
Haun wird seine Funktion als Leiter 
der Staatsanwaltschaft per 1. Novem-
ber 2023 übernehmen. (ikr)

Verleumdungsprozess 
hat begonnen 
In den USA hat die grosse Verleum-
dungsklage rund um unbelegte Wahl-
betrugsbehauptungen zur Präsiden-
tenwahl 2020 begonnen. Vor einem 
Gericht im Bundesstaat Delaware star-
tete am Dienstag ein Verfahren, das 
der Wahlmaschinenhersteller Domini-
on gegen den Fernsehsender Fox News 
angestrengt hatte. Dominion fordert in 
dem Rechtsstreit rund 1,6 Milliarden 
US-Dollar Schadenersatz, weil Fox 
News Berichte über angebliche Mani-
pulation der Wahlcomputer verbreitet 
hatte. Das Management des Senders 
beruft sich auf die Pressefreiheit und 
beharrt darauf, man habe die Darstel-
lungen des damaligen US-Präsidenten 
Donald Trump und seiner Anwälte le-
gitimerweise als Nachricht wiederge-
geben. (pd) 14

Schwerverletzte nach 
Angriff in Duisburg 
Grosseinsatz in Nordrhein-Westfalen: 
Bei einer Attacke in einem Fitnessstu-
dio in der Duisburger Innenstadt sind 
nach Polizeiangaben am Dienstag-
abend mindestens vier Menschen 
schwer verletzt worden. Es sei eine 
«Stich- oder Hiebwaffe» verwendet 
worden. Die Polizei geht nach eigenen 
Angaben von mindestens einem Täter 
aus. Die Ermittlungen zu den Hinter-
gründen laufen. Die Verletzten wurden 
in ein Krankenhaus gebracht. (pd)

Nur nette Worte zwischen den Finanzministern

Regierungschef Daniel Risch hatte gestern den österreichischen Finanzminister 
Magnus Brunner zu einem Arbeitsgespräch nach Vaduz eingeladen. Die 
 freundschaftlichen Bande zwischen beiden Ländern wurden gelobt. Für Brunner 
wohl eine willkommene Abwechslung zur aktuellen Innenpolitik. 2 Bild: ikr

Frank Haun Bild: nv



Blick auf ein Mehrfamilienhaus mit Neubauwohnungen in Vaduz. Bild: Julian Konrad 

Nach Vorwürfen gegen LKW: VU und DpL drohen mit einer PUK  
«Alles muss auf den Tisch»: Aufgrund des anwaltlichen Schreibens von Ex-Geschäftsleitungsmitglied Armand Jehle fordern Vertreter von 
VU und DpL, dass das Wirtschaftsministerium den Untersuchungsbericht zur LKW-Vergleichszahlung veröffentlicht. 

Paukenschlag bei den Liechten-
steinischen Kraftwerken (LKW): 
Vergangene Woche wandte sich 
das ehemalige Geschäftslei-
tungsmitglied Armand Jehle mit 
einem anwaltlichen Schreiben 
an die Regierung und den Land-
tag – und erhob schwere Vorwür-
fe gegen die Kraftwerke. Unter 
anderem behauptet er, dass die 
massive Strompreiserhöhung 
auf das Jahr 2023 im Zusam-
menhang steht mit der Ver-
gleichszahlung der LKW an die 
Grosskunden. Der Verwaltungs-
rat des staatlichen Stromversor-
gers habe «den Weg der Solida-
risierung der Verluste auf dem 
Rücken der Haushaltskunden 
und Kleingewerbes gewählt», 
heisst es im Schreiben Jehles.  

Der LKW-Verwaltungsrat 
weist diese Vorwürfe klar zu-
rück. Es gebe keinen Zusam-
menhang zwischen der Ver-
gleichszahlung und der 
 Strompreiserhöhung. Dieser 
Einschätzung scheint auch die 
zuständige Wirtschaftsministe-
rin Sabine Monauni zu folgen. 

So verweist die Ministerin auf 
die bei der Revisionsgesellschaft 
KPMG in Auftrag gegebenen 
Untersuchung zur Vergleichs-
zahlung. Diese Untersuchung 
sei zum Ergebnis gekommen, 
dass die Strombeschaffung für 

Grosskunden jene für die restli-
chen Kunden nicht tangiere.  

Allerdings: Wegen eines 
laufenden Regressverfahrens 
wird der KPMG-Bericht noch 
unter Verschluss gehalten. Die 
Erklärungen des LKW-Verwal-

tungsrats und der Regierung 
allein überzeugen jedoch nicht 
alle Vertreter des Landtags. 
Aus den Reihen der VU und 
der DpL sind Forderungen zu 
hören, dass das Wirtschaftsmi-
nisterium die Angelegenheit 
nun lückenlos aufklären müsse. 
Um ihren Forderungen Nach-
druck zu verleihen, drohen 
 Vertreter der beiden Parteien 
bereits mit einer «parlamentari-
schen Untersuchungskommis -
sion» (PUK). 

Ob es eine PUK benötige, 
liege am Ministerium 
VU-Fraktionssprecher Manfred 
Kaufmann merkt an, dass aktu-
ell dem Landtag nur das anwalt-
liche Schreiben Jehles vorliegt. 
Die dem Landtag versprochene 
Stellungnahme der LKW sei 
hingegen noch ausstehend. «Im 
Sinne einer transparenten Kom-
munikation wäre es wünschens-
wert, wenn man sich dafür nicht 
allzu lange Zeit lässt», so Kauf-
mann. Vor allem sei aber das 
Wirtschaftsministerium gefor-

dert, «die im Raum stehenden 
Vorwürfe schnellstmöglich aus-
zuräumen oder zu handeln, falls 
sich die Anschuldigungen er-
härten». Im Sinne der Transpa-
renz plädiert Kaufmann auch 
dafür, dass der noch unter Ver-
schluss gehaltene KPMG-Be-
richt «in Kürze der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht wird».  

In das gleiche Horn bläst  
DpL-Präsident Thomas Rehak: 
«Nun muss alles auf den Tisch 
gelegt werden, was man auf 
den Tisch legen kann.» Auch er 
erwartet, dass demnächst zu-
mindest die für das laufende 
Regressverfahren nicht rele-
vanten Teile des KPMG-Be-
richts veröffentlicht werden. 
Sollte das Ministerium dem 
nicht nachkommen, müsse der 
Landtag selbst aktiv werden. 
«Aktuell würde ich eine PUK 
nicht ausschliessen», so Rehak. 
Und auch Kaufmann meint: 
«Ob es am Ende eine PUK 
braucht, entscheidet das Minis-
terium selbst: Sollten nämlich 
wesentliche Informationen feh-

len, führt wohl kein Weg an 
 einer PUK vorbei.» 

FBP und FL: Warten auf 
Prüfung der GPK 
Anders sehen es die Vertreter 
der FBP und der FL. FBP-Frakti-
onssprecher Daniel Oehry ver-
weist darauf, dass der Ge-
schäftsprüfungskommission des 
Landtags (GPK) der KPMG-Be-
richt bereits vorliegt. Die GPK 
könne sich also bereits ein Bild 
von der Angelegenheit machen. 
«Somit brauchen wir keine zu-
sätzlichen Berichte und auch 
keine PUK», hält Oehry fest. 

Auch FL-Fraktionssprecher 
Patrick Risch meint, dass sich 
der Landtag bereits eingehend 
mit der LKW befasse. Zum 
einen prüfe die GPK die Ver-
gleichszahlung, zum anderen 
werde der Landtag in der kom-
menden Mai-Session den Ge-
schäftsbericht der Kraftwerke 
behandeln. «Ob es dann später 
allenfalls noch eine PUK 
braucht, wird sich zeigen», 
schliesst Risch. (equ) 
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Liechtenstein mietet auf grossem Fuss 
Hoher Ausbaustandard, viel Fläche, hohe Preise: Die Mieterschaft im Land hat hohe Ansprüche, kann sich das aber auch leisten.  

Valeska Blank 
 
Eines ist klar: Der Traum vom 
«Hüsle met Garta» wird in 
Liechtenstein für viele ein 
Traum bleiben. Das sieht auch 
die Stiftung Zukunft.li, die sich 
selbst als liberalen Thinktank  
versteht, so und schreibt: «Die 
Boden- und Immobilienpreise 
sind so hoch, dass der Bau oder 
der Erwerb von Wohneigentum 
mittlerweile Personen oder 
Haushalten mit hohem Ein-
kommen oder Vermögen vor-
behalten ist.»  

Darum nimmt die Stiftung 
in einer neuen Kurzpublikation 
den Mietwohnungsmarkt ins 
Visier. Die wichtigsten zehn Er-
kenntnisse im Überblick:  

  

1 Die Mietpreise sind  
gestiegen ... 

Die durchschnittliche Brutto-
miete für eine 2-Zimmer-Woh-
nung stieg von 2010 bis 2020 
um 6,2 Prozent auf 1236 Fran-
ken. Die Preissteigerung für 
eine Wohnung mit vier Zim-
mern belief sich in diesem Zeit-
raum auf 6,6 Prozent. Sie koste-
te 2020 im Schnitt 1963 Fran-
ken. 

2 ... und höher als in den 
Nachbarkantonen. 

Mieterinnen und Mieter zahlen 
im Land durchschnittlich rund 
23 Prozent mehr als in St. Gal -
len oder Graubünden. Teurer 
sind vor allem 3- und 4-Zim-
mer-Wohnungen, während 
kleinere Objekte etwa gleich 
viel kosten. 

3 Trotzdem ist Wohnraum 
im Land besser leistbar. 

Personen in Liechtenstein ha-
ben mehr Geld für die Miete: 
Die verfügbaren Einkommen 

liegen im Land höher als in der 
Schweiz. Grundlage für diese 
Einschätzung ist eine Studie 
des Liechtenstein-Instituts: 
Demnach verbleibt den Liech-
tensteinern nach Steuern, Sozi-
alleistungen und anderen Aus-
gaben mehr vom Haushaltsein-
kommen. «Die Hauptgründe 
sind geringere Steuern und So-
zialabgaben, welche die höhe-
ren Aufwendungen für das 
Wohnen mehr als kompensie-
ren», schreibt Zukunft.li. 

4 Mieter im Land belegen 
sehr viel Fläche ... 

Die Mieterschaft im Land 
mag’s grosszügig: In Liechten-
stein wird deutlich mehr Fläche 
pro Person beansprucht als in 
der Schweiz. In 4-Zimmer-
Mietwohnungen sind es 48 
Quadratmeter pro Kopf – das ist 
16 Prozent mehr als in jedem 
Schweizer Kanton.  

5  ... Eigentümerinnen aber 
noch mehr. 

Besitzer von Wohneigentum 
haben noch mehr Platz: Beim 
Stockwerkeigentum sind es 55 
Quadratmeter pro Kopf, in von 
den Eigentümerinnen und Ei-
gentümern bewohnten Häu-
sern sogar 61 Quadratmeter. 

6 Die Mieterschaft stellt 
hohe Ansprüche. 

Im Rahmen der Analyse hat 
 Zukunft.li Immobilienexperten 
aus Liechtenstein nach ihren 
Erfahrungen befragt. Der Te-
nor: Die Erwartungen der hie-
sigen Mieterinnen und Mieter 
sind höher als in der benach-
barten Schweiz. Sie bevorzu -
gen einen hohen Ausbaustan-
dard, etwa bei den Bädern und 
WCs, Küchen oder Bodenbelä-
gen.  

7 Immer mehr Klein -
haushalte mit Rentnern. 

Rund 12 000 Ein- und Zwei-
Personen-Haushalte wurden  
2020 in Liechtenstein gezählt. 
Diese Zahl hat sich seit 1980 
fast verdreifacht. 36 Prozent 
waren von Personen bewohnt, 
die älter als 65 Jahre sind. Sie 
machen den Hauptanteil der 
starken Zunahme an Klein-
haushalten aus. Grund ist die 
Demografie: Es gibt immer 
mehr ältere Menschen.  

8 Von einem Mangel gibt’s 
keine Spur. 

Von allen Wohnungen im Land, 
die auch fürs Wohnen genutzt 
werden sollen, standen 2021 
rund 4 Prozent leer, heisst es in 
der Analyse. Daraus lasse sich 
ein Angebotsüberschuss auf 
dem Wohnungsmarkt ableiten.  

9 Leer stehen vor allem 
alte Wohnungen. 

Dieser Überschuss betrifft aber 
hauptsächlich ältere Gebäude: 
Wohnungen aus den 1960er-
Jahren weisen mit 6,7 Prozent 
die höchste Leerstandsquote 
auf. Bei Wohnungen, die nach 
2010 gebaut wurden, beläuft 
sich die Quote auf unter 3 Pro-
zent. 

10 Auch die Vermieter 
sind oft kritisch. 

Die befragten Immobilienex-
perten sagen, dass Vermieter 
ihre Wohnungen wegen den ei-
genen Ansprüchen manchmal 
temporär leer stehen lassen. 
Gewisse würden bei der Aus-
wahl der Mieterinnen und Mie-
ter kritisch agieren und auf die 
Nationalität achten – oder da-
rauf, ob Kinder beziehungswei-
se Haustiere mit in die Woh-
nung ziehen werden.  

Die LKW kommen nicht zur Ruhe. Bild: M. Zanghellini


